
den, so tun wir das in Sorge um die uns anvertrauten 
Menschen. Auch Gemeindeglieder aus anderen Bevöl­
kerungskreisen, wie Professoren und Studenten, drän­
gen uns sehr, Ihnen die gegenwärtige Not in unseren 
Dörfern vorzutragen.
Wir müssen dabei noch einmal auf das Kommunique 
und die in ihm gebrauchte Wendung von der Respek­
tierung der Entwicklung zum Sozialismus durch die 
Christen Bezug nehmen. Die Vertreter der Evangeli­
schen Kirchen haben bei den obenerwähnten Verhand­
lungen zum Ausdruck gebracht, daß Respektieren nicht 
Bejahen bedeutet, eben weil die Kirche es nicht als ihre 
Aufgabe ansehen kann, bestimmte Wege sozialer Um­
gestaltung vom Glauben her zu rechtfertigen. Unsere 
Vertreter haben ebenso eindeutig erklärt, daß ein Re­
spektieren der Entwicklung zum Sozialismus durch 
Christen nur möglich ist, wenn die Sozialisierung in 
Formen durchgeführt wird, die die Grundsätze der 
Menschlichkeit wahren.
Unter diesen Voraussetzungen müssen wir Ihnen, Herr 
Ministerpräsident, folgendes darlegen:
Es gibt Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaf­
ten, die so überzeugend wirtschaften, daß Glieder un­
serer Gemeinden positiv darin mitarbeiten. Mit stei­
gender Sorge aber hören wir aus vielen Kreisen unseres 
Kirchengebietes, mit welchen Mitteln bei der jetzt sehr 
schnell durchgeführten Sozialisierung der Landwirt­
schaft weit über den Weg sachlicher Überzeugungsarbeit 
hinaus vorgegangen wird. Uber viele Bauernhäuser 
geht eine Welle der Angst, Resignation und Verzweif­
lung, weil Bauern mit Mitteln wirtschaftlichen, politi­
schen und moralischen Druckes zum Eintritt in eine 
Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft veran­
laßt werden, ohne daß sie von der wirtschaftlichen Not­
wendigkeit hierfür überzeugt werden können. Viele 
von ihnen sehen, daß sie auf Grund einer höheren Hek­
tarproduktion ihrer Einzelwirtschaft mehr für die Er­
nährung des Volkes leisten, als es zur Zeit durch die 
Produktion der ihnen vor Augen stehenden Land­
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft geschieht. 
Man argumentiert bei der Werbung nicht nur mit wirt­
schaftlichen Gründen, sondern koppelt sie z. B. mit der 
Frage der Sicherung und Erhaltung des Friedens. Da­
durch werden aufrichtige Freunde des Friedens zu Un­
recht verdächtigt. Außerdem werden in einer großen 
Zahl von Gemeinden bei der Werbung zur Landwirt­
schaftlichen Produktionsgenossenschaft Menschen ge­
geneinander ausgespielt, wobei mit offensichtlichen Un­
wahrheiten gearbeitet wird. Die Gemeinschaft im Dorf 
wird damit jeweils ernstlich gefährdet.

Wir können nicht verstehen, daß bei der Werbung der­
artige Methoden angewandt werden, obwohl Vertreter 
der Regierung immer wieder versichert haben, daß der 
Übergang zum Sozialismus nur mit Hilfe sachlicher 
Überzeugungsarbeit und auf Grund freier Entschei­
dung erreicht werden dürfe, und obwohl sie zugleich 
Methoden des Zwanges öffentlich verurteilt haben. Im 
schroffen Widerspruch zu solchen Erklärungen steht die 
Tatsache, daß zum Eintritt in die Landwirtschaftliche 
Produktionsgenossenschaft genötigte Menschen auch 
noch durch ihre Unterschrift bestätigen müssen, daß 
dieser Schritt freiwillig geschehen sei. Wir müssen un­
serer schweren Befürchtung Ausdruck geben, daß Men­
schen, die so in ihrer Menschenwürde verletzt und in 
ihrem Gewissen zerbrochen werden, in Zukunft für ein 
gesundes Arbeitsethos nicht mehr gewonnen werden 
können.
Wir bitten Sie dringlich, Herr Ministerpräsident, Ver­
tretern der Kirche in den nächsten Tagen Gelegenheit 
zu einer Aussprache über diese unsere Sorgen und Be­
fürchtungen zu geben. Wir geben uns der Hoffnung hin, 
daß die nachgeordneten Instanzen des Staatsapparates 
angewiesen werden, dem Willen der Regierung eindeu­

tig zu entsprechen und bei der Sozialisierung des öffent­
lichen Lebens nur Mittel geduldiger Überzeugungsar­
beit anzuwenden.
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Die Kirchenleitungen in der DDR an 
Ministerpräsident Otto Grotewohl

Berlin, den 11. März I960
An den
Vorsitzenden des Minis terra ts der 
Deutschen Demokratischen Republik 
Herrn Ministerpräsident Otto Grotewohl 
B e r l i n

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident!

Im Blick auf bestimmte Maßnahmen und Methoden 
bei der Sozialisierung der Landwirtschaft und in Sorge 
um die Menschen auf dem Lande sehen wir uns ver­
anlaßt, Ihnen folgendes vorzutragen:
Es ist nicht Sache der Kirche, in wirtschaftlichen Fra­
gen, die mit der Sozialisierung Zusammenhängen, Ent­
scheidungen zu treffen. Uns erreichen aber von unse­
ren Pfarrern und aus den Gemeinden laufend so er­
schütternde Berichte über die Methoden, die angewen­
det werden, um die einzelnen Bauern zum Eintritt in 
die Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
zu veranlassen, daß wir um der Menschen willen nicht 
schweigen können.
Es würde zu weit führen, diese Methoden im einzelnen 
zu schildern. Tatsache ist, daß Bauern gegen ihren Wil­
len mit Mitteln wirtschaftlichen, politischen und mora­
lischen Druckes, auch unter Einschaltung von Staats­
anwälten, Polizei und Organen der Staatssicherheit zum 
Eintritt in die Landwirtschaftlichen Produktionsgenos­
senschaften veranlaßt werden und dann noch schrift­
lich erklären müssen, das sei „freiwillig“ geschehen.
Hier werden Menschen in ihrer Würde verletzt und in 
ihrem Gewissen bedrängt. Was kann man von Men­
schen erwarten, die in Angst und Verzweiflung zerbro­
chen sind, die resignierend ihre neue Situation auf sich 
nehmen und verbittert an die Arbeit gehen?
In Ihrer Hand liegt es, solchen Methoden Einhalt zu 
gebieten und dem Grundsatz echter Überzeugungsarbeit 
und der Freiwilligkeit zur Geltung zu verhelfen, wie 
es auf der 7. Tagung des Zentralkomitees der SED ge­
fordert worden ist. Menschen zu der Erklärung zu 
zwingen, sie hätten einen Schritt freiwillig getan, zu 
dem sie genötigt wurden, ist Gewissenszwang.
In einer Zeit, in der es um den Frieden zwischen den 
Völkern geht, bitten wir Sie, sehr geehrter Herr Mi­
nisterpräsident, inständig, alles zu tun, daß der Friede 
in unserem eigenen Volk nicht gefährdet wird. Der 
Wille zu aufbauender Arbeit in unserem Lande wird 
nur lebendig bleiben, wenn die Menschenwürde ge­
wahrt wird.

Mit ausgezeichneter Hochachtung

gez. D. Mitzenheim D. Schröter D. Noth
D. Scharf Fränkel Fleischhack
D. Dr. Beste Woelke
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